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In Mauretanien stehen am 29. Juni 2024 die Präsidentschaftswahlen an. Trotz der allgemeinen Er-

wartungen, dass der amtierende Präsident Mohamed Ould Ghazouani erneut gewählt wird, bleibt 

eine politische Anspannung, auch für die Partner in Europa. Denn in der von Putschen geprägten 

Sahelregion hat Mauretanien in den letzten Jahren für die EU an Bedeutung gewonnen. Mit der 

einzigen demokratisch gewählten Regierung in der Sahelzone schloss die Europäische Union Sicher-

heits- und Migrationskooperationen. Der Wüstenstaat spielt damit eine wichtige Rolle als Verbin-

dungsland zwischen den Ländern des Maghreb und der Subsahara.  

 

Das politische und regionale Umfeld Maure-

taniens hat sich seit der Wahl von Präsident 

Mohamed Ould Ghazouani im Jahr 2019 

deutlich verändert. Ghazouani trat in die 

Fußstapfen seines Vorgängers Mohamed 

Ould Abdel Aziz, der das Land nach einem 

Putsch seit 2008 regierte. Die Wahl von Mo-

hamed Ould Ghazouani 2019 war der erste 

demokratische Wechsel im Präsidentenamt 

in der Geschichte des Landes. Entsprechend 

ist eine problemlose Wahl auch keine Selbst-

verständlichkeit für den seit 1960 unabhän-

gigen Staat, dessen unmittelbare Nachbar-

schaft in den letzten Jahren von zahlreichen 

Umbrüchen geprägt ist. Das Land zählt zu-

dem aufgrund der weitverbreiteten Armut 

zu den ärmsten der Welt. 

 

Eine instabile politische Geschichte 

Mauretanien ist ein muslimischer Staat und 

zeichnet sich durch eine tief verwurzelte reli-

giöse Prägung aus, wobei der Islam eine 

zentrale Rolle im staatlichen Gefüge sowie 

im gesellschaftlichen Leben spielt. Etwa 99 

Prozent der Bevölkerung bekennen sich zum 

sunnitischen Islam. Die Scharia, als islami-

sches Rechtssystem, fungiert als Grundlage 

des juristischen Systems und beeinflusst 

sämtliche Bereiche des gesellschaftlichen 

Lebens. 

Nach dem Ende der französischen Kolonial-

zeit durchlief die neu gegründete „Islami-

sche Republik Mauretanien“ eine turbulente 

politische Geschichte. Nach den Wirren um 

die einstige Kolonie Spanisch-Sahara, auf 

welche Mauretanien bis 1979 Ansprüche an-

meldete, kam es innerhalb nur weniger Jahre 

zu mehreren Staatsstreichen. Einschneidend 

war der Militärputsch des Oberst Maaouya 

Ould Sid’Ahmed Taya im Jahr 1984, welcher 

eine Phase der Liberalisierung einleitete. Ne-

ben der Einführung einer neuen Verfassung, 

wurden auch erstmals mehrere Wahlen für 

Präsident und Parlament organisiert, die je-

doch von der Opposition häufig als manipu-

liert und gefälscht kritisiert wurden. Ein wei-

terer Putsch beendete Tayas langjährige Re-

gierungszeit, welcher 2005 durch eine 

Gruppe von Offizieren abgesetzt wurde und 

ins Exil floh. Die neue Militärregierung ver-

sprach, innerhalb der nächsten Jahre demo-

kratische Verhältnisse einzuführen, sodass 

es zu einem Verfassungsreferendum und 

Parlamentswahlen kam. Jedoch kam es 2008 

zu einem erneuten Militärputsch unter Füh-

rung von General Mohamed Ould Abdel Aziz. 

Dieser wurde bei den abgehaltenen Wahlen 

2009 und 2014 offiziell im Amt bestätigt. Aziz‘ 

Präsidentschaft war gekennzeichnet von 

dem Versuch, mehr Stabilität und Sicherheit 

nach Mauretanien zu bringen, auch wenn 

Kritiker die autoritäre Herrschaftsweise und 
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Unterdrückung der Medien anprangerten. 

Bei den Wahlen 2019 hielt sich Präsident Aziz 

an seine Amtszeitbegrenzung und trat nicht 

mehr zur Wahl an. Stattdessen konnte sein 

politischer Ziehsohn Mohamed Ould 

Ghazouani mit 52 Prozent der Stimmen im 

ersten Wahlgang die Nachfolge antreten. Er 

setzte die auf Stabilität und Sicherheit ausge-

richtete Politik seines Vorgängers fort. 

 

Ghazouani selbst ist am 4. Dezember 1956 

geboren und trat bereits frühzeitig in die Mi-

litärakademie Mauretaniens ein. Er machte 

Karriere in den Streitkräften und war unter 

anderem Generalstabschef der mauretani-

schen Armee sowie Verteidigungsminister. 

Vor allem unter der Präsidentschaft von Mo-

hamed Ould Abdel Aziz war er einer der 

Hauptakteure der Militärhierarchie. 

 

Mauretanien als Partner der EU 

Mit der Reihe an Militärputschen in Tschad, 

Mali, Burkina Faso und zuletzt in Niger sieht 

sich die Europäische Union einer Reihe von 

Herausforderungen gegenüber: Es bleiben 

kaum noch Partner in der Sahelregion, mit 

denen sie in Sicherheitsfragen kooperieren 

kann. Insbesondere Niger galt als Schlüssel-

partner für die Sahel-Strategie der Europäi-

schen Union.  

 

Für den mauretanischen Staat ist vor allem 

die Lage in Mali besorgniserregend, das mit 

seiner tausende Kilometer langen Grenze zu 

Mauretanien erhebliche Sicherheitsbeden-

ken hinsichtlich militanter Gruppen aufwirft. 

In den letzten Jahren hat sich diese Grenze 

zunehmend zum Schauplatz von terroristi-

schen Aktivitäten, Schmuggel und grenz-

überschreitenden Konflikten entwickelt, was 

nicht nur die Sicherheit der Region gefähr-

det, sondern auch nach Europa ausstrahlt. 

So haben die Präsenz terroristischer Grup-

pen, wie al-Qaida im Islamischen Maghreb 

(AQIM) und der Islamische Staat in der Groß-

sahara (ISGS), die Sicherheitslage erheblich 

verschärft. Umso wichtiger erscheint eine 

gute Beziehung der Europäischen Union mit 

Mauretanien, da man auch in Europa das 

Überschwappen terroristischer Aktivitäten 

auf Mauretanien oder die Länder des 

Maghreb fürchtet. Denn dies könnte zusätz-

liche Implikationen auf die ohnehin schon 

starke Migrationsbewegung Richtung Mittel-

meer haben.  

 

Dass Präsident Ghazouani strikt gegen inne-

ren Extremismus vorgeht und ein strenges 

Grenzregime eingeführt hat, wird daher von 

den europäischen Partnern geschätzt. Vor 

allem nach dem Ende der Militär- und Poli-

zeimissionen in Mali und Niger wird ver-

mehrt auf Mauretanien geschaut. Ein neues 

Migrationsabkommen zwischen der EU und 

Mauretanien, das 2024 vereinbart wurde, 

zielt darauf ab, legale Migration zu fördern 

und die Schleuserkriminalität zu bekämpfen. 

Mauretanien soll dabei eine Schlüsselrolle in 

der Region einnehmen. Dies zeigt, wie eng 

die innenpolitischen Entwicklungen Maure-

taniens mit globalen geopolitischen Interes-

sen verknüpft sind. 

 

Seit Jahresbeginn 2024 wurden nach offiziel-

len spanischen Angaben mehr als 12.000 

Menschen gezählt, die auf den Kanarischen 

Inseln registriert wurden. Die meisten ge-

langten in kleinen und kaum seetüchtigen 

Booten an die Küsten der Inseln. Das sind 

bereits mehr als im gesamten ersten Halb-

jahr 2023, als ebenfalls ein starker Anstieg 

der Ankünfte registriert worden war. 

 

Ein wirtschaftspolitischer Balanceakt 

Neben der Migrationsfrage versucht Maure-

tanien einen wirtschaftspolitischen Balance-

akt in der Region. Es ist dabei zu beobachten, 

dass die mauretanische Regierung darauf 

bedacht ist, sich keinen regionalen oder in-

ternationalen Bündnissen anzuschließen. 

Damit sollen die Türen in vielfältige Richtun-

gen offengehalten werden. Ein Beispiel war 

zuletzt der Versuch Algeriens im Frühjahr 

2024, die Maghreb-Union zu revitalisieren 

unter Einbindung von Tunesien und Libyen, 

jedoch ohne Marokko. Der mauretanische 

Präsident Ghazouani ist dem Treffen fernge-

blieben, möglicherweise auch um das Ver-

hältnis zu Marokko nicht zu gefährden, das 

zunehmend wirtschafts- und sicherheitspoli-

tische Interessen in der Sahel-Region artiku-
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liert. Auf der anderen Seite hielten diese Be-

denken Mauretanien nicht davon ab, kurz 

vor dem Maghreb-Treffen ein neues wirt-

schaftliches Freihandelsabkommen mit Al-

gerien zu unterzeichnen. Mauretanien muss 

sich demnach genau überlegen, wie und in 

welchem Ausmaß mit anderen Ländern in 

der Region kooperiert werden soll, um ver-

meintliche andere Partner nicht zu verprel-

len. 

 

Neben dem Maghreb besitzt Mauretanien 

auch wirtschaftliche Interessen mit seinen 

anderen Nachbarländern. So ist das Land 

Teil der geplanten Nigeria-Marokko Gaspipe-

line, einer der ambitioniertesten Energieinf-

rastrukturinitiativen Afrikas. Auch Maureta-

nien soll mit dem Durchqueren der Pipeline 

seines Territoriums von dem Projekt profitie-

ren. Damit wird nicht nur die Energieversor-

gung Westafrikas verbessert, sondern hat 

auch das Ziel, die Pipeline an die Maghreb-

Europa-Pipeline anzuschließen, welche Ma-

rokko mit Spanien verbindet. Das Projekt 

verdeutlicht symbolisch die strategischen 

Vorteile, die Mauretanien als verbindendes 

Scharnier zwischen Maghreb und Subsahara 

bietet. 

 

Für Deutschland und Europa scheint das 

Land auch hinsichtlich erneuerbarer Ener-

gien ins Blickfeld zu rücken. So hat die EU 

den Wüstenstaat mit seinen unzähligen Son-

nenstunden bereits in den Rang eines 

Schlüsselpartners für die EU Global Gateway 

Initiative gehoben, um das Entwicklungspo-

tenzial für die Erzeugung von grünem Was-

serstoff auszuschöpfen. Damit tritt die EU in 

Konkurrenz mit weiteren britischen-australi-

schen Großprojekten in Mauretanien, wel-

che grünen Wasserstoff in der Region voran-

treiben möchten. Wirtschaftspolitisch folgt 

Präsident Ghazouani einer Vision zur Förde-

rung wirtschaftlicher Diversifikation, um die 

Abhängigkeit des Landes von den traditio-

nellen Rohstoffexporten wie Eisenerz zu re-

duzieren. 

 

 

 

Bilanz der Präsidentschaft Ghazouani seit 

der letzten Wahl 

Mit 52 Prozent der Stimmen im ersten Wahl-

gang gewann Ghazouani die letzte Präsi-

dentschaftswahl 2019. Seitdem gab es einige 

Reformen, die mit Unterstützung von Oppo-

sitionsparteien umgesetzt wurden. So wurde 

2022 teilweise ein proportionales Repräsen-

tationssystem eingeführt, das erstmals bei 

den Parlamentswahlen 2023 zur Anwen-

dung kam. Dennoch profitieren die politi-

schen Parteien mit den meisten Stimmen 

auch weiterhin überproportional bei der 

Sitzverteilung im Parlament: So erhielt die 

Regierungspartei „El Insaf“ mit ca. 35 Prozent 

der Stimmen 107 von 176 Sitzen im Parla-

ment. Darüber hinaus wurde die Unabhän-

gige Nationale Wahlkommission im Jahr 

2022 reformiert und gilt nun als unparteii-

scher, was die Glaubwürdigkeit und Integri-

tät des Wahlsystems gestärkt hat. Eine wei-

tere positive Entwicklung war die Vereinba-

rung einer Charta des nationalen Verständ-

nisses im Jahr 2023 zwischen der Regie-

rungspartei „El Insaf“ und führenden Oppo-

sitionsparteien. Diese Charta legt Prinzipien 

der nationalen Einheit fest und bildet nun 

eine Grundlage für politischen Konsens und 

Zusammenarbeit. 

 

Jedoch ist die Bilanz von Ghazouanis Präsi-

dentschaft nicht frei von Kontroversen und 

Herausforderungen. Kritik an der regieren-

den Partei führt mitunter zu Verhaftungen 

von Oppositionellen oder Medienschaffen-

den. Die Meinungs- und Pressefreiheit bleibt 

trotz aller Reformen noch immer einge-

schränkt. Darüber hinaus ist Korruption ein 

strukturelles Problem in Mauretanien. Präsi-

dent Ghazouani hat die Bekämpfung der 

Korruption zu einer politischen Priorität er-

hoben. Es gibt jedoch Bedenken, dass 

Ghazouanis Anti-Korruptionsmaßnahmen 

vorrangig gegen politische Gegner einge-

setzt werden, darunter gegen seinen ehema-

ligen Mentor und Vorgänger im Präsidenten-

amt, Mohamed Ould Abdel Aziz. Dieser 

wurde 2023 wegen Korruption zu fünf Jahren 

Gefängnis verurteilt, was zu politischen 

Spannungen im Land führte. Aziz strebte 
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eine Kandidatur für die Präsidentschafts-

wahlen 2024 an, wurde jedoch unter Verweis 

auf seine Haftstrafe nicht zur Wahl zugelas-

sen. 

 

Gegenkandidaten und Ausblick auf die 

Wahlen 2024 

Zu den wichtigsten der sechs Gegenkandida-

ten gehört Biram Dah Abeid, ein prominen-

ter Aktivist im Kampf gegen moderne Sklave-

rei. Trotz der Hindernisse und Haftstrafen, 

die er in den letzten Jahren für sein Engage-

ment erlitten hat, konnte er bei der letzten 

Wahl 19 Prozent der Stimmen auf sich verei-

nen. Sein Einsatz für die Abschaffung der 

Sklaverei, die in Mauretanien erst 1981 offi-

ziell abgeschafft wurde, hat ihn zu einer be-

deutsamen Figur in der politischen Land-

schaft gemacht. Abeid selbst stammt aus ei-

ner „Haratin“-Familie, welche historisch von 

Sklaverei betroffen war und oft diskriminiert 

wurde. Traditionell gibt es Bevölkerungs-

gruppen, die trotz offizieller Abschaffung der 

Sklaverei nach wie vor unter den Folgen die-

ser Praxis leiden. Davon betroffen sind ins-

besondere die „Afro-Mauretanier“, die seit 

Generationen den „Bidhan“, einer arabisch-

berberischen Gruppe, als Sklaven dienen. 

Die „Bidhan“ machen 20 bis 30 Prozent der 

Bevölkerung aus. Ein bedeutender Anteil der 

Bevölkerung sind mit 40 Prozent Anteil die 

„Haratin“, ehemalige Sklaven, die nun freige-

lassen sind und sich als eigene Kaste verste-

hen. Bis zu 20 Prozent der Bevölkerung gel-

ten informell noch immer als Sklaven.  Trotz 

ihres signifikanten Anteils an der Bevölke-

rung werden die „Afro-Mauretanier“ syste-

matisch von Machtpositionen ausgeschlos-

sen. 

 

Eine weitere herausfordernde Stimme ist 

Hamadi Ould Sid' El Moctar, der Anführer 

der islamistischen Oppositionspartei „Te-

wassoul“. Er und seine Partei setzen sich für 

eine noch stärker islamisch geprägte Regie-

rung und Gesellschaft ein. Dementspre-

chend besitzen sie eine breite Anhänger-

schaft in Teilen der konservativen und religi-

ösen Bevölkerung. 

 

Für die wahrscheinliche Wiederwahl von 

Ghazouani stellen die Gegenkandidaten 

trotz ihrer hohen Bekanntheit keine ernst-

haften Gefahren dar. Seine Partei hat einen 

deutlichen Vorsprung vor der zweitstärksten 

Partei „Tewassoul“, insbesondere seit den 

letzten Parlamentswahlen 2023. Die bevor-

stehende Wahl könnte somit als Bestätigung 

seiner Regierungsweise angesehen werden 

und ein aktuelles Meinungsbild der Bevölke-

rung über die Beliebtheit von Ghazouani ver-

mitteln. Es wird daher für die Präsident-

schaftsunterstützer wichtig sein, die Wahlen 

bereits mit absoluter Mehrheit, wie 2019, in 

der ersten Runde am 29. Juni zu entscheiden 

und nicht in eine Stichwahl am 14. Juli gehen 

zu müssen. 2019 bezeichnete die Opposition 

die Wahl Ghazouanis als einen „neuen Mili-

tärputsch“. Die Akzeptanz des Ergebnisses, 

in welcher Form auch immer, wird daher auf-

zeigen, inwiefern die in den letzten Jahren 

zwischen Regierungspartei und Opposition 

vereinbarten Reformen tragfähig sind und 

somit zur Stabilisierung des Landes beitra-

gen. Dies ist insbesondere vor dem Hinter-

grund der Bedeutung Mauretaniens als zu-

verlässiger Partner der EU in einer instabilen 

Sahelzone wichtig. 
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